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Nach dem Freispruch des rechtsgerichteten Selbstjustizlers Kyle Rittenhouse am 19. November in
den USA ist es zu massiven Kontroversen gekommen. Videos zeigen, wie Rittenhouse in Kenosha,
Wisconsin, während eines Protests gegen die Polizei am 25. August 2020 zwei Demonstranten
erschießt und mindestens einen weiteren verwundet, indem er dem unbewaffneten Schwarzen Jacob
Blake sieben Mal in den Rücken schießt und ihn dadurch lähmt. Nach dem angekündigten
Freispruch twitterte der ehemalige National-Football-League-Spieler Colin Kaepernik: „Wir haben
soeben erlebt, wie ein System, das auf weißer Vorherrschaft aufgebaut ist, die terroristischen
Handlungen eines weißen Verteidigers dieser Vorherrschaft bestätigt hat“. Vorhersehbarerweise
haben rechtsgerichtete Gruppen und sogar Donald Trump selbst Rittenhouse als Helden bezeichnet.

Erstaunlich und erschreckend ist jedoch, dass einige Linke argumentieren, er sei kein Rassist oder
Faschist, sondern habe sich einfach nur verteidigt, und diejenigen, die das Gegenteil behaupten,
seien nur in einen angeblichen linksliberalen „Kulturkampf“ verwickelt. Wenn wir den Fall isoliert,
sondern im Kontext des Rassismus in den USA, der Polizeigewalt und des Wachstums der extremen
Rechten betrachten wird deutlich, dass die Morde und der Freispruch Teil eines rassistischen,
rechtsgerichteten Systems sind.

Rittenhouse und die Realität

Nach den Schüssen auf Jacob Blake kam es in Kenosha zu Protesten – eine Fall in einer langen Reihe
von Protesten seit Trayvon Martin, die eine breitere und wütendere Bewegung ausgelöst haben, die
Gerechtigkeit fordert, die jedoch nur selten kommt. Der 17-jährige Rittenhouse nahm ein ArmaLite-
AR-15-Gewehr und stand vor einer Tankstelle neben rechtsextremen Milizen Wache. Die Polizei gab
ihnen sogar Wasser und dankte ihnen für ihr Kommen. Sie griff ihrerseits die DemonstrantInnen mit
Tränengas und Gummigeschossen an, was zu einer wütenden Reaktion führte, bei der einige
Gebäude verwüstet und in Brand gesetzt wurden. Ein völlig unbewaffneter, möglicherweise
psychisch kranker Mann, Joseph Rosenbaum, sah Rittenhouse und „griff“ ihn an, möglicherweise um
ihn zu entwaffnen. Er wurde von Rittnehouse in den Kopf geschossen, obwohl er wusste, dass
Rosenbaum unbewaffnet war.

Andere, die den Mord sahen, identifizierten Rittenhouse als einen rechtsextremen „aktiven
Schützen“ und versuchten, ihn zu entwaffnen. Anthony Huber wurde dabei erschossen, nachdem er
Rittenhouse mit seinem Skateboard getroffen hatte – kaum eine tödliche Waffe. Gaige Grosskreutz,
ein Sanitäter und Rechtsbeobachter der American Civil Liberties Union (Amerikanische
Bürgerrechtsunion) auf der Demonstration, trug eine Handfeuerwaffe bei sich und sagte, er habe
sich nicht dazu durchringen können, auf Rittenhouse zu schießen, und wurde seinerseits am Arm
verwundet. Umstehende wiesen die Polizei auf Rittenhouse als den Schützen hin, der immer noch
die Waffe trug, aber die Hände zum Aufgeben erhoben hatte, doch die Polizei fuhr vorbei, ohne ihn
zu festzunehmen.

Manche sagen, es gehe nicht um Rassismus, weil er weiße AktivistInnen erschossen habe, die für
„Black Lives“ protestierten – „Rassenverräter“ im Sprachgebrauch der extremen Rechten – oder sich
nur verteidigt habe. Aber was gab Rittenhouse das Recht, sich zu „verteidigen“? Ist es nicht genauso
vernünftig zu sagen, dass die DemonstrantInnen versuchten, sich und ihren Protest vor ihm zu
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verteidigen? Einige haben versucht, Rosenbaum für seinen eigenen Tod verantwortlich zu machen.
Er hatte psychische Probleme und war gerade aus dem Krankenhaus entlassen worden, verhielt sich
aggressiv und es wurde in Frage gestellt, ob er überhaupt ein Demonstrant war, aber Tatsache ist,
dass er niemanden bei der Demonstration angegriffen hat. Wenn Rittenhouse nicht nach Kenosha
gefahren wäre, wäre niemand gestorben.

Der Prozess, der von einem rechtsgerichteten Richter geleitet wurde, zeigte, dass die gleiche
Voreingenommenheit auch im amerikanischen „Justiz“-System herrscht. Der Richter verbot den
StaatsanwältInnen, die drei erschossenen Männer als „Opfer“ zu bezeichnen und irgendetwas aus
Rittenhouses Texten in sozialen Medien vor dem Mord zu erwähnen, was gezeigt hätte, dass er ein
eifriger Pro-Trump- und Pro-Polizei-online-Aktivist war (er hatte eine Spendenaktion organisiert),
der „Blue Lives Matter“ propagierte, die rechte, rassistische Unterstützung für die Polizei gegen
„Black Lives Matter“. Ebenso wenig durften die AnwältInnen der Opfer ein Video anführen, an dem
sie geltend machten, Rittenhouse habe vor einer CVS-Drogerie (CVS: Einzelhandelsunternehmen der
Pharmaziebranche; Anm. d. Red.) zu schwarzen Menschen gesagt: „Junge, ich wünschte, ich hätte
mein verdammtes Jagdgewehr und würde euch alle über den Haufen schießen.“ Seine Verteidigung
hingegen durfte die Protestierenden als PlündererInnen und RandaliererInnen bezeichnen und
damit im erweiterten Sinne auch die Opfer von Rittenhouse diffamieren, obwohl es keine Beweise
dafür gibt, dass sie irgendetwas in dieser Richtung getan haben.

Dass Rittenhouse freigesprochen wurde, lag zum Teil an der Voreingenommenheit des Richters, zum
Teil an den fast ausschließlich weißen Geschworenen und zum Teil an einem hochkarätigen
Verteidigungsteam, das von der Rechten und von Polizeigruppen mit 2 Millionen US-Dollar
ausgestattet wurde. Während des Prozesses zeigte er keine Reue gegenüber seinen Opfern. Als er
im noch laufenden Verfahren gegen Kaution auf freiem Fuß war, wurde er in einer Kneipe mit
Mitgliedern der faschistischen Proud Boys fotografiert, wobei er das auf dem Kopf stehende OK-
Zeichen der weißen RassistInnen zeigte (er sagte, er wisse nicht, was es bedeute). Der Richter
verbot auch dies, vor Gericht zu erwähnen. Ex-Präsident Trump beglückwünschte ihn und der Fox-
Nachrichtensprecher Tucker Carlson verteidigte Rittenhouse und seine Taten und implizit auch
jede/n, der/die seinem Beispiel folgt: „Wie schockiert sind wir darüber, dass 17-Jährige mit
Gewehren beschlossen haben, die Ordnung aufrechtzuerhalten, wenn es sonst niemand tut?“

Fakten oder sozialer Kontext

„Fakten“ haben immer eine soziale Bedeutung, wie die Umkehrung dieser Rollen zeigt. Wenn ein/e
junge/r Schwarze/r mit einem automatischen Gewehr auf die Straße und in einen rechten Aufmarsch
gegangen wäre und drei TeilnehmerInnen erschossen hätte, wäre er/sie wahrscheinlich von der
Polizei getötet worden, noch bevor sich die „DemonstrantInnen“ um ihn/sie kümmern konnten. Wäre
diese Person verhaftet worden, hätte sie mit ziemlicher Sicherheit eine sehr lange Gefängnisstrafe
oder in einem anderen Staat sogar die Todesstrafe erhalten. Wenn ein/e weiße/r Linke/r das Gleiche
getan hätte, wäre er/sie mit Sicherheit viel schlechter behandelt worden als Rittenhouse. Es ist also
nicht nur eine Frage des weißen Privilegs, sondern auch der inhärenten arbeiterInnenfeindlichen
und gegen Linke voreingenommenen Haltung der „dünnen blauen“ Frontlinie des Staates, der
Polizei und des dahinter stehenden Justiz- und Gefängnissystems im Kapitalismus.

Tragischerweise haben wir den Beweis dafür. Am 28. August 2020, drei Tage nach den
vielbeachteten Morden in Kenosha, erschoss der antifaschistische Aktivist Michael Reinoehl in
Portland, Oregon, den rechtsextremen Gegendemonstranten Aaron Danielson. Danielson war zu
diesem Zeitpunkt mit gefährlichem Pfefferspray, einem ausziehbaren Polizeischlagstock und einem
Gewehr bewaffnet. Nachdem er tagsüber an einem provokativen Pro-Trump-Konvoi teilgenommen
und getrunken hatte, waren Danielson und ein weiterer, ebenfalls bewaffneter Angehöriger der
rechtsextremen Gruppe Patriot Prayer absichtlich in eine Antipolizeidemonstration gelaufen.



Reinoehl hatte das gleiche „Recht“, sich zu verteidigen wie Rittenhouse, und er erklärte vor und
nach der Schießerei, er habe versucht, die DemonstrantInnen vor rechtsextremen Anschlägen zu
schützen.

Aber das Ergebnis hätte nicht unterschiedlicher sein können. Bei der polizeilichen Fahndung nach
Reinoehl wurde dieser einige Tage später von BundespolizistInnen erschossen, ohne dass ein
Versuch unternommen wurde, ihn festzunehmen, wie Zeugen berichten, die auch sagen, dass er
seine Waffe nicht gezogen hatte. Trump, der Reinoehl zuvor als „kaltblütigen Mörder“ bezeichnet
hatte, sagte unter dem Jubel seiner Fans: „Wir haben ihn erwischt“: „Dieser Mann war ein
gewalttätiger Krimineller, und die US-Marschalls haben ihn getötet. Und ich sage euch etwas, so
muss es sein. Es muss Vergeltung geben.“

Trump hat wiederholt auf das Schreckgespenst des „linksradikalen Faschismus“ und der
Antifagewalt eingehämmert, während er sich weigerte, die tatsächliche organisierte Gewalt der
Rechten und der Polizei zu verurteilen, ja Kommentare wie der obige schüren sie sogar noch. Doch
Danielsons Tod war die erste aufgezeichnete Tötung durch einen Antifaschisten, verglichen mit 329
Morden durch weiße RassistInnen und andere RechtsextremistInnen, wie aus einem 25 Jahre
zurückreichenden Bericht des Zentrums für strategische und internationale Studien (CSIS)
hervorgeht. Außerdem wurde festgestellt, dass die Rechte im Jahr 2020 für 67 Prozent der
inländischen Terroranschläge und -komplotte verantwortlich war, wobei die Hälfte dieser Gewalt
gegen DemonstrantInnen gerichtet war. Darüber hinaus ist die Polizei von weiß-suprematistischen
Gruppierungen durchsetzt.

Trump, Fox News und die Rechten stellen die Realität auf den Kopf, indem sie eine ideologische
Blase aus Bedrohung und linker Verschwörung aufpeitschen, um die Unterdrückung
antirassistischer Proteste durch Polizei und Milizen zu entschuldigen und zu ermöglichen. Letztlich
sind sie mitverantwortlich für die Morde Rittenhouses.

„Wir dürfen nicht voreingenommen sein“?

Einige haben behauptet, dass die Linke, wenn die Situation umgekehrt wäre, die Angeklagten
verteidigen und ihren Freispruch unterstützen würde. Deshalb müssten wir Rittenhouse anders
behandeln.

Die Wahrheit ist, dass Linke nicht auf rechtsextreme Demos schlendern, weil sie gelyncht würden.
RechtsextremistInnen tun dies so selbstbewusst, um die DemonstrantInnen einzuschüchtern oder zu
provozieren, weil sie wissen, was der Fall Rittenhouse bewiesen hat: Die Polizei, die Gerichte,
republikanische PolitikerInnen und ein Großteil der Medien werden sie verteidigen. Trotz der
Anwesenheit einzelner DemonstrantInnen mit Handfeuerwaffen ist die Linke im Allgemeinen
unbewaffnet. Die kleinen, organisierten bewaffneten Reaktionen, die sich entwickelt haben, sind
defensiv, eine schützende Antwort auf rechtsextreme Gewalt, aber auch unzureichend. Die Polizei
wird sie angreifen, statt ihnen zu danken. In der Zwischenzeit bilden bewaffnete Mobilisierungen
zur Einschüchterung oder zum Angriff auf die Linke und Minderheiten den einzigen Grund für die
Existenz faschistischer Milizen.

Beide Ergebnisse, der Freispruch von Rittenhouse und der Polizistenmord an Reinoehl, wurden von
der extremen Rechten gefeiert, allen voran von Trump. Ein Proud Boy erklärte, die Gewalt werde
erst aufhören, wenn die Leichen der Linken „wie Klafter Holz aufgestapelt sind“. Die Lehre aus dem
Fall Rittenhouse lautet, dass die Rechten unsere Demos ungestraft kontrollieren, einschüchtern und
unterdrücken können, die aus dem Fall Reinoehl, dass das System sie verteidigen wird, wenn wir
uns wehren. Die Urteile werden die Rechten nur ermutigen, die darin einen Freibrief sehen werden,
ihre bewaffnete „Sicherheit“ auf unseren Protesten zu verstärken. Die einzige Antwort besteht in



organisierter Selbstverteidigung.

SozialistInnen unterstützen das Recht der ArbeiterInnen und Unterdrückten, sich selbst zu
verteidigen, von der Streikpostenkette bis zu den „Black Panthers“. Wir stellen uns nicht auf die
Seite der Polizei und der Gerichte, wenn sie die Armen verurteilen und kriminalisieren, weil sie nach
Polizistenmorden aufbegehren, Polizeistationen niederbrennen, auf denen sie festgesetzt,
geschlagen und eingesperrt wurden, oder Geschäfte für die Dinge plündern, die der Kapitalismus
anpreist, die sie sich aber nicht leisten können.

Ausschreitungen sind jedoch keine Lösung. Nur eine Massenbewegung, die sich auf Organisationen
mit gewählten Delegierten aus Nachbarschaftskomitees, Gewerkschaftsgruppen und Betrieben,
Hochschulen und Schulen sowie linken und antirassistischen Organisationen stützt, kann einen
anhaltenden Massenkampf für Gleichheit und Gerechtigkeit führen. Dieser Kampf wäre zwar
überwiegend politisch, um die Polizei zu entwaffnen und ihnen die Geldmittel zu entziehen und den
Gefängnisstaat abzubauen, doch müsste eine solche Bewegung die Verteidigung ihrer Proteste und
Gemeinden gegen rechtsextreme oder polizeiliche Gewalt „mit allen notwendigen Mitteln“
organisieren. Als Bewegung der Armen und der ArbeiterInnenklasse könnte sie zwangsläufig dazu
beitragen, die Kräfte für die Beseitigung des Kapitalismus selbst aufzubauen, da dies der einzige
Weg ist, die Welt von Rassismus und Polizei zu befreien.


